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Stellungnahme zur 7. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Dürrröhrsdorf-
Dittersbach (Stand 22.12.2025) 
 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt zum 
Entwurf der 7. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach in der Fas-
sung vom 22.12.2025 Stellung, beschränkt sich dabei jedoch ausdrücklich auf die Änderungsfläche 7-
01 „Erweiterung Gewerbegebiet Alte Ziegelei“. 

Die Stellungnahme baut auf der BUND Stellungnahme vom 28.07.2025 im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung auf und berücksichtigt die seitdem vorgenommenen Anpassungen in Planzeichnung, 
Begründung und Umweltbericht. Schwerpunkt dieser Stellungnahme ist die Prüfung, ob die vorgesehene 
gewerbliche Neuausweisung von 10 ha an diesem Standort mit den Grundsätzen der flächensparenden 
Siedlungsentwicklung, dem Bodenschutz, den Belangen des Natur‑ und Landschaftsschutzes sowie den 
übergeordneten raumordnerischen Vorgaben vereinbar ist. 

Der BUND Landesverband Sachsen kann dem Vorhaben in der hier vorliegenden Form nicht zustim-
men. Nachfolgend ergehen Hinweise und Forderungen.  

1. Beschreibung der Planung 7-01 und Änderungen gegenüber dem Vorentwurf 

Die Fläche 7-01 liegt westlich des Ortsteils Dittersbach, unmittelbar an der S 161 und in Nähe der 
geplanten S 177, angrenzend an die Gemeindegrenze zur Landeshauptstadt Dresden. 

Im Vorentwurf der 7. FNP Änderung war eine Erweiterung des Gewerbegebiets um rund 28 ha vorgese-
hen, die nach Norden u.a. eine ca. 2 ha große Waldfläche und im Nordosten eine Lehm-Lagerstätte 
erfasste. Der nun vorliegende Entwurf und der Umweltbericht stellen demgegenüber eine Neuauswei-
sung von 10 ha Gewerbefläche für die Änderung 7-01 dar. Es handelt sich überwiegend um intensiv 
genutzte Ackerflächen mit hoher Bodenfruchtbarkeit und hohem Wasserspeichervermögen; Teilberei-
che liegen am Rand eines Waldstücks. Die Planzeichnung Blatt 1.2 zeigt einen entsprechend reduzierten 
Änderungsbereich. 

Der BUND nimmt diese Reduzierung zur Kenntnis, stellt aber fest, dass die grundlegenden Konflikte – 
insbesondere im Hinblick auf: 

• die raumordnerischen Vorgaben des Landesentwicklungsplans (LEP 2013), 

• die Sicherung der Lehm-Lagerstätte, 

• das Flächenspargebot und den Schutz hochwertiger Ackerböden, 

• die Funktion der Fläche für Klima, Offenlandarten und Waldrandökosystem – 

in der jetzigen Entwurfsfassung nicht überzeugend gelöst sind. 
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2. Flächensparende Siedlungsentwicklung und Eigenbedarf 

Nach dem Baugesetzbuch ist der Boden sparsam und schonend zu nutzen, und der Außenbereich soll 
grundsätzlich geschont werden. Neue Bauflächen sollen vorrangig durch Innenentwicklung bereitge-
stellt werden. 

Die Gemeinde verweist in der Begründung auf eine Standortsondierung aus dem Jahr 2022 und einen 
angenommenen Flächenbedarf aus der GIFPRO Prognose von rund 9 ha für die Eigenentwicklung bis 
2042. Die nun geplanten 10 ha Gewerbe in 7-01 liegen bereits oberhalb dieses Bedarfs und binden 
nahezu den gesamten Eigenentwicklungsbedarf an einem einzigen Standort im Außenbereich an der 
Peripherie. Zudem stützt sich die Begründung maßgeblich auf erwartete Ansiedlungsbedarfe im Zuge 
des Mikroelektronik Ausbaus im Raum Dresden (ESMC, Infineon, bis zu 3.000 direkte und weit mehr 
indirekte Arbeitsplätze), ohne ein belastbares interkommunales Gewerbeflächenkonzept. 

Auch nach der Flächenreduktion verbleibt ein deutlicher Widerspruch zu LEP Ziel 2.2.1.6 (Eigenentwick-
lung), da die 10 ha in 7-01 den Eigenbedarf überschreiten und erkennbar auf überörtliche Nachfrage 
zielen, ohne dass die Gemeinde die für einen nichtzentralen Ort erforderliche besondere Eignung gegen-
über anderen Standorten im Umland nachweist. Die Anforderungen aus Ziel 2.2.1.4 (Innen- vor Außen-
entwicklung) bleiben unzureichend umgesetzt, da ein systematischer Nachweis der Innenentwicklungs-
potenziale fehlt. Diese Defizite werden durch die bloße Reduzierung des Geltungsbereichs von ca. 28 ha 
auf 10 ha in der Plandarstellung nicht behoben. 

Aus Sicht des BUND ist diese Konzentration aus mehreren Gründen problematisch: 

• Sie nimmt den Spielraum, kleinere, besser integrierte Erweiterungen in siedlungsnahen Berei-
chen zu realisieren. 

• Sie setzt einen strukturprägenden Siedlungssprung an den Ortsrand, der weder städtebaulich 
noch landschaftsbildlich eingebunden ist. 

• Sie setzt das flächensparende Leitbild faktisch außer Kraft, indem nahezu der gesamte langfris-
tige Bedarf in einer einzigen großen Außenbereichsfläche bereitgestellt wird. 

Der BUND hält diese Form der Flächenvorsorge nicht für erforderlich und nicht für vereinbar mit dem 
Grundsatz, die Innenentwicklung vor die Außenentwicklung zu stellen. 

 

3. Rohstoffsicherung – Lehmvorkommen westlich Dittersbach 

Im nördlichen Bereich der ursprünglichen Erweiterungsfläche liegt ein erfasstes Lehmvorkommen, das 
im Landesentwicklungsplan als sicherungswürdige Lagerstätte ausgewiesen ist. 

Der Entwurf verweist auf diese Lagerstätte, beschreibt jedoch nicht eindeutig, dass sie planungsrecht-
lich aus dem Geltungsbereich der Gewerbefläche herausgenommen und als Rohstofffläche gesichert 
wird. 

Die Begründung des Entwurfs erwähnt die Lagerstätte zwar, empfiehlt aber lediglich eine „Klärung im 
Planverfahren“, ohne eindeutig festzuhalten, dass die rohstoffführende Fläche aus der Festsetzung 7-
01 herausgenommen wurde. Der Umweltbericht benennt die Rohstoffsicherung nicht als eigenständi-
gen Konflikt mit eigener Maßnahmenentscheidung. Auch aus der Plandarstellung ergibt sich nicht klar, 
ob die Lehmfläche nun tatsächlich vollständig ausgespart ist. 

Solange nicht ausdrücklich und planzeichnerisch nachvollziehbar dokumentiert ist, dass die rohstoff-
führende Teilfläche aus 7-01 herausgenommen und im FNP als Rohstofffläche gesichert wird, bleibt ein 
schwerwiegender Konflikt mit den Zielen der Rohstoffsicherung nach LEP und Regionalplanung beste-
hen. Der BUND bewertet dies als eigenständige Unvereinbarkeit der Planung mit den Vorgaben überge-
ordneter Raumordnungsplanung. 

 



 

 3 

4. Flächenspargebot, Bodenschutz und landwirtschaftliche Nutzung 

Der Umweltbericht stellt für 7-01 klar: Es handelt sich überwiegend um intensiv genutzte Ackerflächen 
mit hoher Bodenfruchtbarkeit, hohem Wasserspeichervermögen sowie hoher Filter- und Pufferfunktion. 
Die Bodenfunktion wird durch Versiegelung, Verdichtung und Stoffeinträge erheblich beeinträchtigt. Der 
Beeinträchtigungsgrad für Boden wird als „mittel“, für Fläche als „hoch“ bewertet, die Gesamtwirkung 
als „erheblich“, so dass Ausgleich erforderlich ist. Auch bei einer Reduzierung auf 10 ha bleibt der Kern-
punkt: Ein großer zusammenhängender Komplex hochwertiger Ackerflächen würde dauerhaft versiegelt 
oder in gewerbliche Nutzung überführt. 

Aus Sicht des BUND ist die Inanspruchnahme einer derart großen, zusammenhängenden und hochwer-
tigen Ackerfläche als Gewerbegebiet fachlich nicht zu rechtfertigen, solange keine zwingende Notwen-
digkeit nachgewiesen und keine Alternativen ernsthaft geprüft wurden. 

Die Begründung beschränkt sich im Wesentlichen darauf, allgemeine Standortvorteile (Verkehrsanbin-
dung, Nähe zu Dresden) zu benennen. Sie legt jedoch nicht nachvollziehbar dar, warum nicht: 

• vorhandene gewerbliche Flächen im Gemeindegebiet nachverdichtet oder effizienter genutzt 
werden, 

• kleinere Erweiterungen an weniger empfindlichen Standorten geprüft werden, 

• interkommunale Lösungen mit Gemeinden mit geeigneteren Standorten in Betracht gezogen 
werden. 

Damit bleibt der zentrale Anspruch des Bodenschutzes – hochwertige Böden als begrenzte Ressource 
zu erhalten – im Ergebnis unberücksichtigt. 

 

5. Natur‑ und Landschaftsschutz, Klima und Biotopverbund 

Die Fläche 7‑01 erfüllt mehrere Funktionen, die aus Sicht des BUND für den Natur‑ und Landschafts-
schutz bedeutsam sind: 

• Kaltluftentstehung: Die offene Ackerfläche trägt zur nächtlichen Kaltluftbildung bei und wirkt 
damit klimatisch ausgleichend auf den angrenzenden Siedlungsbereich. 

• Offenlandhabitate: Die Fläche dient, trotz intensiver Nutzung, als Lebens‑ und Nahrungshabitat 
für Arten des Offenlandes und des Agrarraums, insbesondere für Vögel. 

• Waldrand und Biotopverbund: Der Planungsraum grenzt an ein Waldstück; der Waldrand ist 
ökologisch sensibel und Teil eines Biotopverbundes zwischen den größeren Waldflächen im 
Umfeld. 

Der BUND hat bereits im Vorentwurf auf die Bedeutung des Bereichs für das Orts- und Landschaftsbild, 
den Biotopverbund zwischen Waldkomplexen sowie die Kaltluftströmung hingewiesen. Der Umweltbe-
richt bestätigt im Kern diese Einschätzung, schlägt jedoch überwiegend Minderungsmaßnahmen im 
Detail vor (Beschränkung der GRZ, Dach /Fassadenbegrünung, helle Beläge etc.), ohne den Standort an 
sich in Frage zu stellen. 

Nach der Eingriffsregelung (§ 13 ff. BNatSchG) handelt es sich – insbesondere aufgrund der Fläche – 
um einen erheblichen Eingriff, dessen vollständiger funktionaler Ausgleich zumindest zweifelhaft 
erscheint. Angesichts der kumulativen Beeinträchtigungen (Boden, Klima, Offenlandhabitate, Waldrand, 
Rohstoffsicherung) ist es aus BUND Sicht nicht ausreichend, allein auf Kompensationsmaßnahmen zu 
verweisen. Vielmehr ist der Standort für eine derart großflächige Gewerbenutzung grundsätzlich unge-
eignet. 
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6. Gesamtbewertung und Forderung 

Unter Berücksichtigung der genannten Aspekte kommt der BUND Sachsen zu folgender Gesamtbewer-
tung: 

• Die geplante Erweiterung 7‑01 überschreitet den ermittelten Eigenbedarf und widerspricht dem 
Grundsatz einer flächensparenden, innenentwicklungsorientierten Siedlungsentwicklung. 

• Sie nimmt eine große, hochwertige Ackerfläche mit bedeutenden Bodenfunktionen in Anspruch, 
ohne dass zwingende Gründe und Alternativenprüfung überzeugend dargelegt wurden. 

• Sie führt zu erheblichen Beeinträchtigungen von Klima, Offenlandhabitaten, Waldrandökosys-
tem und Biotopverbund, die durch die vorgesehenen Maßnahmen nur unzureichend kompen-
siert werden können. 

• Sie gefährdet die langfristige Sicherung eines Lehmvorkommens, sofern dieses nicht eindeutig 
aus der gewerblichen Darstellung herausgenommen und gesichert wird. 

Aus der Sicht des BUND Sachsen ist die Änderung 7-01 „Erweiterung Gewerbegebiet Alte Ziegelei“ auch 
in der reduzierten Fassung raumordnerisch, boden- und naturschutzrechtlich nicht tragfähig. 

 

Forderungen des BUND: 

1. Die Änderungsfläche 7‑01 „Erweiterung Gewerbegebiet Alte Ziegelei“ ist aus dem Entwurf der 
7. Änderung des Flächennutzungsplans zu streichen. 

2. Sollte an einer gewerblichen Entwicklung grundsätzlich festgehalten werden, ist mindestens zu 
verlangen: 

• eine deutliche Reduzierung des Flächenumfanges, 

• eine klare Sicherung der Lehm‑Lagerstätte außerhalb der Gewerbefläche, 

• ein flächensparendes, auf Innenentwicklung ausgerichtetes Gesamtkonzept, in dem 
Alternativstandorte und interkommunale Lösungen nachvollziehbar geprüft sind, 

• verbindliche Festlegung von hochwertigen Entsiegelungs- und Kompensationsmaßnahmen 
bereits im FNP, nicht erst im B Plan 

Der BUND bittet, diese Einwendungen bei der Abwägung zu berücksichtigen und über das Abwäg-
ungsergebnis informiert zu werden. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


